
VERGABERECHT
§ 41 VgV verlangt nicht die Bereit-
stellung sämtlicher Vergabeunter-
lagen im Teilnahmewettbewerb  
Seit Inkrafttreten des neuen Vergaberechts im April 2016 ist um-
stritten, in welchem Umfang die Pflicht des § 41 VgV, die Vergabe-
unterlagen vollständig elektronisch zur Verfügung zu stellen, in 
einem zweistufigen Verfahren gilt. Das Oberlandesgericht Düssel-
dorf hat mit Beschluss vom 17. Oktober 2018 (VII-Verg 26/18) die 
bisher eher strenge Rechtsprechung hierzu weiter abgemildert. 
Danach ist es zulässig, jedenfalls diejenigen Vergabeunterlagen 
erst in der Angebotsphase zu veröffentlichen, die für die Entschei-
dung über eine Teilnahme am Verfahren nicht erforderlich sind. 

In der Vergabepraxis kann dies zu einer Erleichterung führen, 
wenngleich damit aber auch neue Unsicherheiten verbunden 
sind.

DER SACHVERHALT
Bei einem EU-weiten Verfahren zur Vergabe von Reinigungs-
dienstleistungen in Gestalt eines nicht offenen Verfahrens hatte 
der Auftraggeber mit Einleitung des Verfahrens über einen in der 
EU-Bekanntmachung angegebenen Internetlink die Unterlagen 
für den Teilnahmewettbewerb zum uneingeschränkten, direkten 
und gebührenfreien Download bereitgestellt. In der Bekannt-
machung wurde darauf hingewiesen, dass die vollständigen Ver-
gabeunterlagen nur den im Teilnahmewettbewerb ausgewählten 
Bietern zur Verfügung gestellt werden, die zur Abgabe eines 
Angebots aufgefordert werden. Auf Rüge eines Bieters wurden 
zusätzlich die Leistungsbeschreibung und die Bewerbungsbedin-
gungen für die Angebotsphase zur Verfügung gestellt, nicht aber 
der Vertragsentwurf. 

Der Bieter machte in dem eingeleiteten Nachprüfungsverfahren 
u. a. einen Verstoß gegen §§ 41 Abs. 1, 29 VgV geltend, da die Ver-
gabeunterlagen nicht, wie dort gefordert, vollständig zugänglich 
gemacht wurden. 

Die Vergabekammer wies den Nachprüfungsantrag zurück, wo-
gegen sich die sofortige Beschwerde richtete.

DIE ENTSCHEIDUNG
Der Vergabesenat des OLG Düsseldorf schloss sich der Auf-
fassung der Vergabekammer Westfalen an und wies die Be-
schwerde zurück: Es sei vergaberechtlich nicht zu beanstanden, 
dass der Auftraggeber den Vertragsentwurf nicht vor Ablauf der 
Teilnahmefrist zur Verfügung gestellt habe. Ein Verstoß gegen 
§§ 41 Abs. 1 i.V.m. 29 VgV liege nicht vor. 

Aus § 41 VgV ergäben sich lediglich die Anforderungen an die Art 
und Weise der Bereitstellung und der elektronischen Verfügbar-
keit von Vergabeunterlagen, nicht aber an deren Umfang. Welche 
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Unterlagen und Angaben zu den nach § 41 VgV bereit zu stellen-
den Vergabeunterlagen gehören, sei vielmehr in § 29 VgV ge-
regelt. Nach dessen Satz 1 umfassen diese alle Angaben, die er-
forderlich sind, um dem Bewerber oder Bieter eine Entscheidung 
zur Teilnahme am Verfahren zu ermöglichen. Obwohl in Satz 2 
der Vorschrift auch die Vertragsbedingungen als Regelbeispiel 
genannt sind, ist es nach Ansicht des OLG Düsseldorf nicht zu 
beanstanden, dass der Reinigungsvertrag nicht während des Teil-
nahmewettbewerbs zur Verfügung gestellt wurde. Denn dessen 
Inhalt sei nicht erforderlich gewesen, um die Teilnahme am Ver-
fahren durch Abgabe eines Teilnahmeantrags zu ermöglichen. 
Die Erforderlichkeit richte sich nach dem jeweiligen Einzelfall und 
hänge u. a. von der Verfahrensart ab. In einem zweistufigen Ver-
fahren finde zunächst ein öffentlicher Teilnahmewettbewerb statt. 
Dessen Sinn und Zweck sei es, die Eignungsvoraussetzungen 
der Bewerber zu ermitteln und entsprechende Nachweise zu er-
langen. Erforderlich, aber auch ausreichend, seien hierfür sämt-
liche Angaben, die dem Verfahrensteilnehmer die Entscheidung 
ermöglichen, ob die ausgeschriebene Leistung nach Art und Um-
fang in sein Portfolio fallen und es aus unternehmerischer Sicht 
sinnvoll ist, in den Teilnahmewettbewerb mit der Aussicht einzu-
treten, zur Angebotsabgabe aufgefordert zu werden. 

Die Argumentation des Antragstellers, der Vertragsentwurf habe 
zu den erforderlichen Vergabeunterlagen gehört, da er Informa-
tionen über die mit der Leistungsausführung verbundenen kauf-
männischen und unternehmerischen Risiken enthalten habe und 
daher für die Entscheidung maßgeblich gewesen wäre, ob diese 
Risiken alleine oder nur zusammen mit anderen getragen werden 
könnten, überzeugte das Gericht nicht. Denn dem Antragsteller 
habe die umfangreiche Leistungsbeschreibung zur Verfügung 
gestanden, aus der sich eine Vielzahl für diese Fragestellung 
relevanter Informationen ergeben habe. Zudem sei der Antrag-
steller bereits viele Jahre für die Auftraggeberin tätig gewesen. 
Aus diesem Auftragsverhältnis seien ihm weitere maßgebliche 
Aspekte für das jetzige Verfahren bekannt gewesen. 
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Zu den Voraussetzungen der 
Aufhebung eines Vergabeverfah-
rens wegen mangelnder 
Finanzierbarkeit   

Das OLG Düsseldorf hat in einem Beschluss vom 29. August 2018 
(VII-Verg 14/17) die Voraussetzungen für die Aufhebung einer Aus-
schreibung wegen mangelnder Finanzierbarkeit gemäß § 17 EU 
Abs. 1 Nr. 3 VOB/A a.F. anschaulich dargelegt. Insbesondere die 
an eine ordnungsgemäße Kostenschätzung zu stellenden Anfor-
derungen werden instruktiv aufbereitet. Zwar bezieht sich die 
Entscheidung auf eine Bauvergabe, jedoch lassen sich auch für 
den Bereich der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen Rück-
schlüsse für die Erstellung einer belastbaren Kostenschätzung 
ziehen, die eine rechtmäßige Aufhebung des Vergabeverfahrens 
im Streitfall trägt.   

DER SACHVERHALT
Der Entscheidung des OLG Düsseldorf liegt eine EU-weite Aus-
schreibung zur Vergabe von Bauleistungen für den Abbruch und 
Neubau einer Brücke zugrunde. Die Gesamtkosten für das Projekt 
schätzte die öffentliche Auftraggeberin, eine Kommune in NRW 
(nachfolgend „Auftraggeberin“), aufgrund einer konkreten Kosten-

PRAXISHINWEISE
Die Frage, welche Vergabeunterlagen in einem zwei-
stufigen Vergabeverfahren, also in einem nicht offenen 
Verfahren, einem Verhandlungsverfahren mit Teilnahme-
wettbewerb, einem wettbewerblichen Dialog oder einer 
Innovationspartnerschaft, den Unternehmen mit Einlei-
tung des Verfahrens zur Verfügung gestellt werden müs-
sen, ist einer der vergaberechtlichen Hot Spots der ver-
gangenen Jahre. Auftraggeber, die bisher aufgrund der 
früheren Rechtslage zunächst den Teilnahmewettbewerb 
auf Grundlage der Teilnahmeunterlagen durchgeführt hat-
ten und parallel zur Teilnahmefrist noch die Unterlagen 
für die Angebotsphase erarbeitet hatten (was nach Auf-
fassung des OLG Düsseldorf (Beschluss vom 27.10.2010 –
VII Verg 47/10) im Übrigen erlaubt war), sahen sich in 
der ersten Zeit nach Einführung des § 41 VgV und einer 
flankierend vertretenen strikten Interpretation durch das 
BMWi hieran nunmehr gehindert. Neben dem Verlust 
des „ökonomischen Vorteils“ einer solchen teilparallelen 
Vorgehensweise fühlen sich viele Auftraggeber bei einer 
umfassenden Veröffentlichungspflicht gerade in solchen 
Verfahren unwohl, in denen die Unterlagen für die An-
gebotsphase, insbesondere die Leistungsbeschreibung, 
sensitive Informationen enthalten und bisher exklusiv 
denjenigen Unternehmen vorbehalten werden konnten, 
die den Teilnahmewettbewerb erfolgreich durchlaufen 
haben – und die der Auftraggeber hierdurch hinreichend 
kennt. Schließlich wird in einer vollständigen Veröffent-
lichungspflicht sämtlicher Vergabeunterlagen zu Beginn 
des Teilnahmewettbewerbs eine Gefahr für die oftmals 
nur ansatzweise mit dem Vergaberecht vertrauten Ver-
fahrensbeteiligten gesehen. Können diese nicht präzise 
genug zwischen dem Teilnahmewettbewerb und der an-
schließenden Angebotsphase unterscheiden, besteht die 
Gefahr, dass Bewerber bereits im Teilnahmewettbewerb 
Angebote einreichen, da sie sich durch die Überlassung 
der entsprechenden Angebotsunterlagen hierzu veran-
lasst sehen. 

Die Rechtsprechung hat zunächst lediglich auf das Wort 
„vollständig“ in § 41 VgV abgestellt und ohne weitere Dif-
ferenzierung daraus geschlossen, dass sämtliche Unter-
lagen zu Beginn eines zweistufigen Verfahrens zur Ver-
fügung gestellt werden müssen (VK Thüringen, Beschluss 
vom 09.01.2017 – 250-4004-7985/2016-E-013-SM). Das 
OLG München relativierte diese Tendenz bereits in einem 
zur Parallelvorschrift des § 41 SektVO ergangenen Be-
schluss, in dem es darauf abstellte, dass jedenfalls die-
jenigen Vergabeunterlagen zur Verfügung gestellt wer-
den müssen, die in einer finalisierten Form vorliegen kön-
nen und erforderlich sind, um eine Entscheidung über 
eine Verfahrensteilnahme zu ermöglichen (Beschluss vom 
13.03.2017 – Verg 15/16).

Die jetzige Entscheidung des OLG Düsseldorf setzt diese 
Tendenz fort und hält erstmals positiv fest, dass jedenfalls 
der Vertragsentwurf in der Regel nicht zu den Unterlagen 

zählt, die die Bewerber für eine Entscheidung benötigen, 
ob sie einen Teilnahmeantrag einreichen oder nicht. Aller-
dings muss vor einer Verallgemeinerung gewarnt werden. 
Denn das Gericht stellt maßgeblich auf den unbestimmten 
Rechtsbegriff der Erforderlichkeit in § 29 Abs. 1 VgV ab 
und weist auch darauf hin, dass die Entscheidung, wel-
che Unterlagen erforderlich sind und welche (noch) nicht, 
vom jeweiligen Einzelfall abhängt. Im vom OLG Düsseldorf 
entschiedenen Fall können auch die umfassenden Infor-
mationen der durch den Auftraggeber vorgelegten Leis-
tungsbeschreibung und die Tatsache eine Rolle gespielt 
haben, dass der Antragsteller Bestandsauftragnehmer 
des Auftraggebers war.

Auftraggeber, die aufgrund dieser Entscheidung zukünf-
tig die Veröffentlichung der Vergabeunterlagen im zwei-
stufigen Verfahren eher restriktiv handhaben wollen, soll-
ten jeweils im Einzelfall sehr gründlich an den Maßstäben 
des § 29 VgV prüfen, welche Unterlagen und Informatio-
nen für eine Entscheidung über die Teilnahme an der ers-
ten Phase eines zweistufigen Verfahrens erforderlich sind 
und welche noch zurückgestellt werden können.
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schätzung auf EUR 8.026.749. Ende 2014 schrieb die Auftrag-
geberin die Baumaßnahme im offenen Verfahren aus, wobei 
der Zuschlag auf das Angebot mit dem niedrigsten Preis erfol-
gen sollte. Im Ergebnis der Submission stellte sich heraus, dass 
das erstplatzierte Angebot, das die Antragstellerin abgab, mit 
EUR 9,3 Mio. rund 12 Prozent über den geschätzten Gesamtkos-
ten lag. In der Folge hob die Auftraggeberin das Vergabeverfah-
ren auf der Grundlage von § 17 EU Abs. 1 Nr. 3 VOB/A a.F. auf. Die 
Auftraggeberin begründete die Aufhebung mit der mangelnden 
Finanzierbarkeit des Vorhabens aufgrund fehlender Haushalts-
mittel. 

Einer Rüge gegen die Aufhebungsentscheidung half die Auftrag-
geberin nicht ab, woraufhin die Antragstellerin einen Nachprü-
fungsantrag bei der Vergabekammer stellte. Zur Begründung trug 
sie im Wesentlichen vor, dass die Aufhebung nicht rechtmäßig 
sei, da die Auftraggeberin keine ordnungsgemäße Kostenschät-
zung vorgenommen und es insbesondere versäumt habe, einen 
beträchtlichen Sicherheitsaufschlag i. H. v. insgesamt 20 Prozent 
auf die geschätzten Kosten vorzunehmen.

Die Auftraggeberin beantragte die Zurückweisung des Nach-
prüfungsantrages. Sie trug vor, dass sie eine ordnungsgemäße 
Kostenschätzung vorgenommen und mit 10 Prozent einen aus-
reichenden Sicherheitszuschlag berücksichtigt habe.

Die Vergabekammer bestätigte die Rechtmäßigkeit der Aufhe-
bung des Vergabeverfahrens und wies den Nachprüfungsantrag 
zurück.

Gegen diesen Beschluss legte die Antragstellerin sofortige Be-
schwerde zum OLG Düsseldorf ein.

DIE ENTSCHEIDUNG 
Das OLG Düsseldorf schloss sich in seiner Entscheidung der Ver-
gabekammer an: Die sofortige Beschwerde der Antragstellerin 
sei nicht begründet. Die mangelnde Finanzierbarkeit des Vorha-
bens stelle einen anderen schwerwiegenden Grund gemäß § 17 
EU Abs. 1 Nr. 3 VOB/A a.F. dar.

Zu den Voraussetzungen des Aufhebungsgrundes führte das 
OLG Düsseldorf aus, dass für die Feststellung eines anderen 
schwerwiegenden Grundes stets eine Interessensabwägung ge-
boten sei: Die Überschreitung der bereitgestellten Haushaltsmit-
tel könne die Aufhebung einer Ausschreibung nur dann rechtfer-
tigen, wenn die Umstände, die zur mangelnden Finanzierbarkeit 
führten, nicht vorhersehbar waren, hierdurch die Finanzierbarkeit 
in nicht unwesentlichem Umfang berührt sei und keine milderen 
Mittel zur Verfügung stünden. 

Im Ergebnis stellte das OLG Düsseldorf fest, dass diese Voraus-
setzungen gegeben seien, da zum Zeitpunkt der Aufhebung der 
Ausschreibung eine Finanzierungslücke vorgelegen habe und 
diese nicht auf einen Fehler der Auftraggeberin bei der Ermitt-
lung des Finanzbedarfs zurückzuführen sei. Die Finanzierungs-
lücke habe bestanden, da die Auftraggeberin überschuldet war 
und keine zusätzlichen Haushaltsmittel bereitstellen konnte.

Darüber hinaus sei die Finanzierungslücke nicht auf Fehler der 

Auftraggeberin bei der Ermittlung des Finanzbedarfs rückführbar; 
es sei nicht absehbar gewesen, dass ein Sicherheitszuschlag von 
10 Prozent zur Finanzierung des Vorhabens nicht ausreiche. Ins-
besondere sei der Finanzierungsbedarf in einer methodisch ver-
tretbaren Weise ermittelt worden:

Die Kosten für den Teil 1 des Vorhabens (Lärmschutzwand) wur-
den vom Amt für Straßen und Verkehr der Auftraggeberin auf-
grund der durchschnittlichen Einheitspreise aus Preisspiegeln 
zweier Ausschreibungen der Auftraggeberin aus der Vergangen-
heit ermittelt. Der Vergabesenat des OLG Düsseldorf hielt die 
Kostenermittlung für belastbar, da die Vorhaben vergleichbar, die 
aktuellen Marktpreise für Material zugrunde gelegt und Zuschlä-
ge für marktbedingte Kostensteigerungen berücksichtigt worden 
seien.

Für den Teil 4 des Vorhabens (Neubau der Brücke) wurden die Kos-
ten nach Ansicht des OLG Düsseldorf ebenfalls vertretbar kalku-
liert. Das für diesen Teil der Maßnahme mit der Kostenermittlung 
beauftragte Ingenieurbüro ermittelte zunächst die für den Neubau 
erforderliche Massen, Gewichte und Mengen und erstellte auf die-
ser Grundlage ein Leistungsverzeichnis. Für besondere technische 
Risiken wurden zusätzliche Positionen in das Leistungsverzeichnis 
aufgenommen. Die Einheitspreise bei der Kostenschätzung ermit-
telte das Ingenieurbüro auf der Grundlage von Erfahrungswerten, 
Richtpreisabfragen und Erkenntnissen aus Vergleichsprojekten. 
Als solche wurden insbesondere vergleichbare Brückenbauprojek-
te herangezogen, wobei das Alter der Bauprojekte und die jewei-
ligen Marktverhältnisse kalkulatorisch ebenso Berücksichtigung 
fanden, wie GU-Zuschläge, Baustellengemeinkosten und allgemei-
ne Geschäftskosten.

Hinsichtlich der Tatbestandsvoraussetzungen des § 17 EU Abs. 1 
Nr. 3 VOB/A a. F. führte das Gericht aus, dass auch eine ordnungs-
gemäße Ermittlung des Finanzierungsbedarfs die Aufhebung des 
Verfahrens wegen mangelnder Finanzierbarkeit nur dann tragen 
könne, wenn ein Sicherheitsaufschlag auf die geschätzten Kosten 
vorgenommen werde. Denn die Auftraggeberin könne nicht davon 
ausgehen, dass die Bieter die Kosten in gleicher Höhe oder nied-
riger kalkulieren würden. Vielmehr könnten die Angebote erfah-
rungsgemäß von der Kostenschätzung erheblich abweichen. Wie 
der Sicherheitsaufschlag vorzunehmen sei, stehe dem öffentlichen 
Auftraggeber dabei frei: Der Zuschlag könne auf die einzelnen 
veranschlagten Mengen und Einheitspreise oder ausdrücklich als 
prozentualer Aufschlag auf die geschätzten Gesamtkosten vorge-
nommen werden.

Zur Höhe des vorzunehmenden Sicherheitsaufschlags stellte das 
Gericht fest, dass dieser von den Umständen des Einzelfalls abhin-
ge. Jedoch sei grundsätzlich kein „beträchtlicher Aufschlag“ vor-
zunehmen. Dieses vom BGH (Urteil vom 20.11.2012, X ZR 108/10) 
aufgestellte Erfordernis gelte nur im Hinblick auf die Feststellung 
eines unwirtschaftlichen Ausschreibungsergebnisses, stelle aber 
keine allgemeine Anforderung an die Kostenschätzung dar.

Vorliegend hatte die Auftraggeberin einen Sicherheitsaufschlag 
von 10 Prozent vorgenommen. Das Angebot der Antragstellerin lag 
12 Prozent über der ordnungsgemäßen Kostenschätzung. Die sich 
hieraus ergebende Finanzierungslücke berühre nach Ansicht des 
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Gerichts die Finanzierbarkeit des Bauvorhabens in nicht unwesent-
lichem Umfang.

Das OLG Düsseldorf folgte nicht der von der Antragstellerin ver-
tretenen Auffassung, dass über einen Sicherheitsaufschlag von 
10 Prozent ein weiterer Sicherheitsaufschlag von 10 Prozent 
vorzunehmen sei, denn dies liefe im Ergebnis auf einen vorzu-
nehmenden Sicherheitsaufschlag i. H. v. 20 Prozent hinaus. Bei 
einer Überschreitung der ordnungsgemäßen Kostenschätzung 
in dieser Höhe sei vielmehr daran zu zweifeln, ob überhaupt ein 
wirtschaftlich akzeptables Angebot vorläge; für eine ordnungs-
gemäße Kostenschätzung sei ein solcher Aufschlag hingegen 
nicht erforderlich.

Schließlich betonte das Gericht, dass das Vorliegen eines gesetz-
lichen Aufhebungsgrundes nicht automatisch zur Verfahrens-
aufhebung führe. Vielmehr müsse der öffentliche Auftraggeber 
das ihm eingeräumte Aufhebungsermessen ordnungsgemäß 
ausüben und unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Ver-
hältnismäßigkeit prüfen, ob mildere Alternativmaßnahmen zur 
Aufhebung in Betracht kämen und ob die Aufhebung des Verfah-
rens als Ganzes gerechtfertigt sei. Grundsätzlich sei jedoch das 
Ermessen von öffentlichen Auftraggebern in Ansehung fehlender 
Haushaltsmittel erheblich eingeschränkt, da öffentliche Aufträge 
nur vergeben werden dürften, wenn sie haushaltsrechtlich abge-
sichert sind.

PRAXISHINWEISE
Zwar bezieht sich die Entscheidung auf § 17 EU Abs. 1 
Nr. 3 VOB/A in der Fassung vor Umsetzung der Richtlinie 
2014/24/EU, nichtsdestoweniger ist sie sowohl im Hinblick 
auf die VOB/A 2016, als auch für den Anwendungsbereich 
der VgV und der UVgO relevant: Der Auffangtatbestand 
„andere schwerwiegende Gründe“ ist sowohl in § 17 EU 
Abs. 1 Nr. 3 VOB/A 2016, als auch in § 63 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 
VgV und § 48 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 UVgO im Wesentlichen 
gleich gefasst.

Die mangelnde Finanzierbarkeit eines Vorhabens ist als 
Aufhebungsgrund vom Auffangtatbestand des § 17 EU 
Abs. 1 Nr. 3 VOB/A umfasst. Dies entspricht der ständi-
gen vergaberechtlichen Rechtsprechung (BGH, Urteil 
vom 08.09.1998, X ZR 99/96; BGH, Urteil vom 20.11.2012, 
X ZR 108/10). Voraussetzungen für die Aufhebung der 
Ausschreibung sind die nicht vorhersehbare mangelnde 
Finanzierbarkeit und dass die Finanzierungslücke das 
Vorhaben in nicht unwesentlichem Umfang berührt. Die 
Finanzierungslücke darf also nicht auf Fehler des öffent-
lichen Auftraggebers bei der Ermittlung des Finanzbe-
darfs und der Mittelbereitstellung rückführbar sein.

Wesentlich für die Praxis der öffentlichen Auftragsverga-
be sind die Ausführungen des OLG Düsseldorf im Hinblick 
auf die Vornahme einer belastbaren Kostenschätzung:

Zunächst muss die Kostenschätzung im Hinblick auf den 
Ausschreibungsgegenstand angemessen sein. Das heißt, 

dass die vom öffentlichen Auftraggeber vorzunehmende 
Kostenschätzung in ihrem Detaillierungsgrad dem Gegen-
stand und der Komplexität des Vorhabens gerecht wer-
den muss. Ebenso muss die konkrete Methode der Kos-
tenschätzung sich am ausgeschriebenen Leistungsinhalt 
und den Vergütungsmodalitäten orientieren. Hier kann 
es bspw. zu erheblichen methodischen Unterschieden 
zwischen der Auftragswertschätzung von Planungsleis-
tungen auf Grundlage der HOAI und anderen Dienstleis-
tungen kommen, für die kein bindendes Honorarrecht be-
steht.

In jedem Fall gilt es zu beachten, dass die Kostenschät-
zung anhand richtiger Daten erstellt wird. Es dürfen nicht 
pauschal Werte herangezogen werden, die auf anderen 
Kalkulationsgrundlagen beruhen. Das heißt, dass die 
Schätzgrundlage und die ausgeschriebene Maßnahme 
vergleichbar sein müssen. Wird die Kostenschätzung 
bspw. auf der Grundlage von Referenzvorhaben vorge-
nommen, ist es entscheidend, dass diese mit dem geplan-
ten Vorhaben im Hinblick auf Umfang und Komplexität 
vergleichbar sind. Vorhersehbare Kostenentwicklungen 
und Kostenunterschiede zwischen dem geplanten Vorha-
ben und den referenzierten Projekten sind ebenfalls zu 
berücksichtigen. Wenn öffentliche Auftraggeber für die 
Auftragswertschätzung bspw. einen durchschnittlichen 
Preisspiegel aus vergangenen, vergleichbaren Ausschrei-
bungen heranziehen, sind allgemeine wie auch spezifische 
Preissteigerungen zu berücksichtigen und als Aufschläge 
mit einzukalkulieren. Zwar stellt das OLG Düsseldorf klar, 
dass entsprechende Aufschläge nicht gesondert kalkula-
torisch darzulegen sind, ein solches Vorgehen bietet sich 
jedoch im Sinne einer eindeutigen Dokumentation an.

Ebenfalls dokumentiert werden sollte im Rahmen der Kos-
tenschätzung, dass etwaige Eventualitäten und Risiken, 
die bei dem geplanten Vorhaben auftreten könnten, be-
rücksichtigt werden.

Bezogen auf den pauschal vorzunehmenden kostenmä-
ßigen Sicherheitsaufschlag stellt das OLG in für die Praxis 
begrüßenswerter Eindeutigkeit klar, dass in der Regel ein 
Sicherheitsaufschlag von 10 Prozent auf eine ordnungsge-
mäß erstellte Kostenschätzung ausreichend ist. Ein über 
die 10 Prozent hinausgehender „beträchtlicher“ Sicher-
heitszuschlag muss grundsätzlich nicht vorgenommen 
werden.

Das OLG Düsseldorf hat schließlich noch einmal betont, 
dass auch wenn ein Aufhebungsgrund tatbestandlich vor-
liegt, dies keinen Auflösungsautomatismus auf Rechtsfol-
genseite auslöst, sondern dem öffentlichen Auftraggeber 
vielmehr ein Ermessen eröffnet. Im Rahmen der gebote-
nen Interessensabwägung hat der öffentliche Auftrag-
geber zu prüfen, ob mildere Alternativmaßnahmen zur 
Schließung der Finanzierungslücke in Betracht kommen. 
Denkbar wäre bspw. eine Teilaufhebung des Verfahrens, 
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NEWSTICKER
+++ Mecklenburg-Vorpommern: 
UVgO gilt seit 01.01.2019 +++

Gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 3 des Vergabegesetzes Mecklenburg-
Vorpommerns (VgG M-V), das bereits mit Wirkung zum 31. Juli 2018 
geändert wurde, ist seit dem 1. Januar 2019 für die Vergabe von 
Dienst- und Lieferleistungen in Mecklenburg-Vorpommern nun-
mehr die Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) anzuwenden. 
Anwendungsverpflichtet sind gemäß § 1 Abs. 2 VgG M-V das Land 
Mecklenburg-Vorpommern und die Kommunen sowie sonstige 
juristische Personen des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht des 
Landes oder des Landrates als untere staatliche Verwaltungsbe-
hörde unterstehen.

+++ Neuer Veröffentlichungsturnus 
für EU-Vergabebekannt-
machungen +++  
Seit Jahresbeginn gilt ein neuer Veröffentlichungsturnus für EU-
Bekanntmachungen in TED. Das Supplement S zum EU-Amtsblatt 
erscheint nunmehr montags bis freitags (bisher dienstags bis 
samstags) jeweils um 9:00 Uhr (MEZ) auf der Internetseite 

www.ted.europa.eu. Der Veröffentlichungsplan für das Jahr 2019 
kann hier heruntergeladen werden.  

Ursprünglich war auch geplant, den Auftraggebern die Möglich-
keit zu bieten, einen bestimmten Veröffentlichungstermin zu wäh-
len, um ihre Planungen besser auf die Veröffentlichung abstellen 
zu können. Zudem gab es im Rahmen einer Benutzerbefragung 
im Spätsommer 2018 den Vorschlag, eilbedürftige Beschaffungs-
maßnahmen schneller in das EU-Amtsblatt zu bringen; derzeit 
kann es zwischen Absendung der Bekanntmachung und deren 
Veröffentlichung bis zu fünf Tage dauern. Diese Pläne wurden 
aber noch nicht umgesetzt.

+++ Brandenburg: Einführung der 
UVgO für die Landesbehörden  +++  

Bereits zum 1. Mai 2018 wurde mit der Änderung der Kommunalen 
Haushalts- und Kassenverordnung (KomHKV) in Brandenburg die 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) für den kommunalen Be-
reich in Kraft gesetzt. Mit dem Erlass zur Änderung der Allgemei-
nen Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung (VV LHO)
vom 12. November 2018 ist die Anwendung der UVgO seit dem 
1. Januar 2019 nun auch für die Landesbehörden verbindlich.

Neben der Einführung der UvGO enthält die geänderte VV zu 
§ 55 LHO folgende wichtige Novellierungen für Unterschwellen-
vergaben in Brandenburg:

Auftragswertschätzung

Ziff. 1.1: Für die Auftragswertschätzung im Anwendungsbereich 
von § 55 LHO gilt § 3 der Vergabeverordnung (VgV) entsprechend.

Vergabe von freiberuflichen Leistungen im Unterschwellenbe-
reich

Ziff. 2.2.2.1: Abweichend von § 50 UVgO sind auch Aufträge über 
Leistungen, die im Rahmen einer freiberuflichen Tätigkeit erbracht 
oder im Wettbewerb mit freiberuflichen Tätigkeiten angeboten 
werden, nach den übrigen Vorgaben der UVgO zu vergeben.

Ziff. 2.2.2.2: Architekten und Ingenieurleistungen i.S.d. § 73 VgV 
können im Unterschwellenbereich im Rahmen von Verhandlungs-
vergaben mit oder ohne Teilnahmewettbewerb nach § 12 UVgO 
vergeben werden. 

Binnenmarktrelevanz

Ziff. 2.4: Ausdrücklich wird darauf hingewiesen, dass bei allen 
Vergabeverfahren unterhalb der EU-Schwellenwerte immer das 
Vorliegen einer Binnenmarktrelevanz des Auftrags zu prüfen ist. 
Im Falle der Binnenmarktrelevanz haben Auftraggeber das Pri-
märrecht der Europäischen Union zu beachten. Das Ergebnis der 
Einzelfallprüfung ist zu dokumentieren.

wenn hierdurch die Finanzierbarkeit des Vorhabens ge-
sichert werden kann. In jedem Fall ist die vorgenommene 
Interessensabwägung zu dokumentieren. 

Die Entscheidung zeigt die grundlegende Bedeutung 
einer belastbaren Kostenschätzung im Hinblick auf die 
vergaberechtlichen Aufhebungstatbestände. Denn auch 
wenn ein Verfahren wegen eines unwirtschaftlichen Er-
gebnisses aufgehoben werden soll, steht und fällt die 
Rechtmäßigkeit der Verfahrensaufhebung mit der Kosten-
schätzung. Stellt sich heraus, dass die Kostenschätzung 
den Aufhebungsgrund nicht trägt, setzt sich der öffent-
liche Auftraggeber unter Umständen einem Schadens-
ersatzrisiko aus.

https://www.beiten-burkhardt.com/de/experten/max-stanko
https://www.beiten-burkhardt.com/de/experten/max-stanko
https://www.beiten-burkhardt.com/de/experten/max-stanko
https://www.beiten-burkhardt.com/de/experten/max-stanko
https://www.beiten-burkhardt.com/de/experten/max-stanko
https://ted.europa.eu/TED/main/HomePage.do
https://ted.europa.eu/TED/misc/releaseCalendar.do
https://www.beiten-burkhardt.com/de/experten/max-stanko
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Wertgrenzen

Ziff. 3.1 (Bauleistungen): Bei der Vergabe von Bauleistungen 
unterhalb der EU-Schwellenwerte nach der VOB/A ist auch eine 
Beschränkte Ausschreibung zulässig, wenn der Auftragswert 
EUR 200.000 voraussichtlich nicht überschreiten wird. Eine Frei-
händige Vergabe ist zulässig, wenn der Auftragswert voraussicht-
lich EUR 20.000 nicht übersteigt. 

Ziff. 3.2 (Liefer- und Dienstleistungen): Bei der Vergabe von 
Liefer- und Dienstleistungen unterhalb der EU-Schwellenwerte 
ist eine Beschränkte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb 
(§11 UVgO) oder eine Verhandlungsvergabe ohne Teilnahmewett-
bewerb (§ 12 UVgO) zulässig, wenn der geschätzte Auftragswert 
EUR 20.000 voraussichtlich nicht überschreitet. 

Ex-ante-Information

Ziff. 3.3: Die Vergabestelle informiert über beabsichtigte Ver-
handlungsvergaben ohne Teilnahmewettbewerb oder Beschränk-
te Ausschreibungen ohne Teilnahmewettbewerb sowie Freihän-

dige Vergaben ab einem voraussichtlichen Auftragswert von 
EUR 10.000 auf der eVergabe-Plattform „Vergabemarktplatz 
Brandenburg“. Hierbei hat die Bekanntmachung grundsätzlich
14 Tage vor der ersten Kontaktaufnahme mit den ausgewählten 
Bietern zu erfolgen. 

e-Vergabe

Ziff. 4.2: Im Anwendungsbereich der UVgO soll die Durchführung 
der Vergaben als e-Vergabe erfolgen, jedoch wird klargestellt, 
dass §§ 7 Abs. 1, 28 Abs. 2 Nr. 9 1 Alt. 1, 29 Abs. 1, 38 Abs. 2 und 3 
UVgO insoweit nicht verpflichtend sind. 

Die Neufassung der Verwaltungsvorschrift im Amtsblatt für Bran-
denburg (ABl. 2018 S. 1175) kann hier heruntergeladen werden.

https://www.beiten-burkhardt.com/de/impressum
https://www.beiten-burkhardt.com/de/experten/stephan-rechten
mailto:newsletter%40bblaw.com?subject=Abbestellen
https://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/Amtsblatt%2048_18.pdf

